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Greifswalds Haushalt im Krisenmodus:
9,5 Millionen Euro Defizit

Greifswald ruft Haushaltssperre aus. Oberbürgermeister
Fassbinder betont externe Faktoren als Hauptursache der

Finanznöte.

In Greifswald steht die finanzielle Situation der Stadt auf der
Kippe. Ein Loch im Haushalt von etwa 9,5 Millionen Euro zwingt
Oberbürgermeister Stefan Fassbinder (Grüne) zu drastischen
Maßnahmen, um die Finanzen wieder ins Lot zu bringen. Die
Einführung einer sofortigen Haushaltssperre bedeutet, dass jede
Ausgabe der Stadtverwaltung strengstens kontrolliert wird.

Diese Haushaltssperre verpflichtet die Stadt zur absolut nötigen
Sparsamkeit. Nur vertraglich zugesicherte Ausgaben dürfen
getätigt werden, und freiwillige Leistungen werden nur in
einzelfallabhängigen Notlagen aufrecht erhalten. Vereine und
Institutionen, die mit der Stadt einen Vertrag geschlossen
haben, sollen jedoch weiterhin Unterstützung erhalten, sodass
einige wichtige Leistungen und Initiativen nicht sofort wegfallen
müssen.

Ursachen für die finanzielle Schieflage

Die Stadt führt ihre prekäre Lage nicht auf interne Misswirtschaft
zurück. Dr. Fassbinder weist auf externe Einflüsse hin, die die
Einnahmen erheblich schrumpfen lassen. So rechnet die Stadt
mit einem Rückgang der Gewerbesteuereinnahmen um etwa 7
Millionen Euro im Vergleich zu den Prognosen. Zusätzlich wird
Greifswald voraussichtlich rund 2,5 Millionen Euro weniger an
Schlüsselzuweisungen aus dem Finanzausgleichsgesetz



Mecklenburg-Vorpommern beziehen, was direkt auf die
gesunkene Einwohnerzahl zurückzuführen ist.

Konkret bedeutet dies, dass von den neuen Zensuszahlen nur
noch etwa 56.000 Einwohner in Greifswald leben, was 3.000
weniger sind als zuvor angenommen. Diese Prognose, die auf
einer Hochrechnung basierend auf einer Stichprobe beruht, wird
von der Stadt entschieden in Frage gestellt. Um diese Zahlen
anzufechten, wird ein gemeinsames Vorgehen der Kommunen in
Mecklenburg-Vorpommern angestrebt, um eine Überprüfung der
Zensuswerte zu erreichen.

Sparmaßnahmen und deren Auswirkungen

Um die finanziellen Herausforderungen zu bewältigen, müssen
auch begonnene Investitionen und Projekte kritisch geprüft
werden. Neue Vorhaben werden nur genehmigt, wenn sie
dringend und notwendig sind. Diese strengen Auflagen sollen
sicherstellen, dass die Stadt nicht weiter in die roten Zahlen
abrutscht, während sie gleichzeitig alle bestehenden
Verpflichtungen aufrechterhalten kann.

Durch die Haushaltssperre zeigt die Stadt, dass sie gewillt ist,
Verantwortung zu übernehmen, zugleich macht sie jedoch
deutlich, dass die Ursachen für die derzeitige Lage vorwiegend
außerhalb ihrer Kontrolle liegen. Die Hoffnung der
Stadtverwaltung liegt nun darauf, dass eine Bund-Länder-Lösung
für die finanziellen Engpässe gefunden werden kann und dass
ein umgehender Dialog mit dem Land Mecklenburg-Vorpommern
stattfindet, um die finanziellen Verluste zu kompensieren und
zukünftige Einnahmequellen zu erschließen.

Wichtige Themen und zukünftige Schritte

Die Situation stellt nicht nur eine Herausforderung für die
Stadtverwaltung dar, sondern wirft auch grundlegende Fragen
zur finanziellen Gesundheit von Städten in der Region auf. Es
bleibt abzuwarten, wie Greifswald und andere Kommunen in



Mecklenburg-Vorpommern auf diese finanzielle Krise reagieren
werden und ob es zu einer langanhaltenden Veränderung der
Haushaltspraktiken oder eine Neuausrichtung der
Einnahmeströme kommen wird. Die kommenden Monate werden
entscheidend sein, um die finanziellen Ziele der Stadt zu
erreichen und den Bürgern weiterhin wichtige Leistungen zur
Verfügung zu stellen.

Die finanzielle Situation der Stadt Greifswald bringt nicht nur
Herausforderungen mit sich, sondern auch weitreichende Folgen
für die Bürger und die kommunale Infrastruktur. Eine langfristige
Haushaltssperre könnte die Entwicklung und den weiteren
Ausbau wichtiger Projekte, wie Schulen, öffentliche
Verkehrsmittel und soziale Dienstleistungen, stark
beeinträchtigen. Diese Bereiche sind oft auf staatliche
Förderungen und Zuschüsse angewiesen, die in Zeiten
finanzieller Restriktionen gefährdet sind.

In Anbetracht der neuen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
wird die Stadt Greifswald gezwungen sein, grundlegende
Überlegungen zur Priorisierung kommunaler Projekte und
Ressourcenallokation anzustellen. Dazu zählt auch die
Überprüfung der Effizienz bestehender Ausgaben und
möglicherweise die Neuausrichtung strategischer Ziele. 

Soziale Auswirkungen der Finanzkrise

Die drastischen Einsparungen, die durch die Haushaltssperre
erforderlich werden, könnten insbesondere benachteiligte
Bevölkerungsgruppen hart treffen. Soziale Einrichtungen, die auf
finanzielle Unterstützung angewiesen sind, könnten gefährdet
sein, was negative Konsequenzen für die Versorgung von
Kindern, Jugendlichen und Senioren zur Folge hätte. Vereine, die
häufig ein wichtiger Bestandteil der sozialen Struktur einer Stadt
sind, könnten ebenfalls von Kürzungen betroffen sein, was den
sozialen Zusammenhalt gefährden könnte.

Die Stadtverwaltung muss daher auch überlegen, wie man die



Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur so gering wie möglich
halten kann. Ein verstärkter Dialog mit allen Beteiligten könnte
notwendig werden, um auch in Krisenzeiten anpassungsfähig zu
bleiben.

Aktuelle Statistiken zur Wirtschaftslage in
MV

Eine Analyse der Wirtschaftslage in Mecklenburg-Vorpommern
zeigt, dass die Region im Jahr 2022 eine negative Entwicklung
bei den Gewerbesteuereinnahmen hinnehmen musste. Laut dem
Statistischen Amt Mecklenburg-Vorpommern sank die
durchschnittliche Gewerbesteuer der Gemeinden in MV um etwa
3,5 % im Vergleich zum Vorjahr. Dies spiegelt sich auch in den
prognostizierten Einnahmen von Greifswald wider, was auf ein
allgemeines Problem innerhalb der Region hindeutet.

Die Auswirkungen des demografischen Wandels spielen
ebenfalls eine zentrale Rolle. Seit dem Jahr 2000 hat die
Bevölkerung in vielen Teilen Mecklenburg-Vorpommerns,
einschließlich Greifswald, kontinuierlich abgenommen, was sich
direkt auf die kommunalen Finanzen auswirkt. Der Zensus 2021
verdeutlicht diese demografische Entwicklung durch eine
niedrigere Einwohnerzahl, die letztlich auch die staatlichen
Zuweisungen beeinflusst.

Diese Entwicklungen stehen im Kontext einer anhaltenden
Diskussion über die Zukunft der ländlichen und kleinstädtischen
Räume in Deutschland, wo strukturelle Herausforderungen
weiterhin bestehen. Die Politik muss Wege finden, um diese
Herausforderungen anzugehen und die Agenturen zu stärken,
die von der Krise betroffen sind, um eine nachhaltige
Entwicklung sicherzustellen und die Lebensqualität der Bürger
zu bewahren.
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